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Entscheidungsdatum

20.09.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4

FPG 8§67

VWGVG §7 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
1. FPG 867 heute
2. FPG § 67 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
3. FPG § 67 giiltig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
4. FPG § 67 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
5. FPG § 67 giiltig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
6. FPG § 67 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
7. FPG § 67 glltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. FPG § 67 gliltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. VWGVG 8 7 heute
2. VWGVG § 7 gultig von 01.01.2019 bis 31.12.2018 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 7 gultig ab 01.01.2019 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
4. VwGVG § 7 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
Spruch
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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Einzelrichterin tber die Beschwerde
des XXXX geb. am XXXXDas Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Beatrix LEHNER als Einzelrichterin
Uber die Beschwerde des romisch 40 geb. am romisch 40

StA, Ungarn, vertreten durch Verein Menschenrechte Osterreich, gegen den Bescheid des BFA vom 20.04.2017, ZI.
XXXX, beschlossen:StA, Ungarn, vertreten durch Verein Menschenrechte Osterreich, gegen den Bescheid des BFA vom
20.04.2017, ZI. rdmisch 40, beschlossen:

A) Das Verfahren wird eingestellt.

B) Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigB) Die Revision ist gemaf3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text
BEGRUNDUNG:
I. Verfahrensgang:romisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit im Spruch angefiihrtem Bescheid wurde gemal3 § 67 Abs. 1 und 2 FPG gegen den BF ein fur die Dauer von funf
Jahren befristetes Aufenthaltsverbot erlassen. Dieser Bescheid wurde dem BF am 21.04.2017 zugestellt.1. Mit im
Spruch angefuihrtem Bescheid wurde gemal? Paragraph 67, Absatz eins und 2 FPG gegen den BF ein fur die Dauer von
fanf Jahren befristetes Aufenthaltsverbot erlassen. Dieser Bescheid wurde dem BF am 21.04.2017 zugestellt.

2. Gegen diesen Bescheid erhob der BF fristgerecht Beschwerde.
3. Am 04.05.2017 langte beim BVwG die Beschwerdevorlage ein.
4. Am 08.05.2017 wurde nach durchgefUhrter Grobprifung der Beschwerde keine aufschiebende Wirkung zuerkannt.

5. Mit Schreiben vom 07.07.2017, beim BVwG eingelangt am 31.07.2017, erklarte der BF, seine Beschwerde gegen den
angefochtenen Bescheid zurlckzuziehen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Eine blol? formlose Beendigung (etwa durch Einstellung mittels Aktenvermerk) eines nach dem VwGVG vom
Verwaltungsgericht gefihrten Verfahrens kommt nicht in Betracht, handelt es sich doch bei der Entscheidung des
Verwaltungsgerichtes, ein bei ihm anhangiges Verfahren nicht weiterzufiihren, um eine Entscheidung iSd. 8 31 Abs. 1
VWGVG. Eine Verfahrenseinstellung ist unter anderem dann vorzunehmen, wenn die Beschwerde rechtswirksam
zuruickgezogen wurde (VWGH 29.04.2015, ZI. Fr. 2014/20/0047).Eine bloB formlose Beendigung (etwa durch Einstellung
mittels Aktenvermerk) eines nach dem VwGVG vom Verwaltungsgericht gefihrten Verfahrens kommt nicht in Betracht,
handelt es sich doch bei der Entscheidung des Verwaltungsgerichtes, ein bei ihm anhangiges Verfahren nicht
weiterzufUhren, um eine Entscheidung iSd. Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG. Eine Verfahrenseinstellung ist unter
anderem dann vorzunehmen, wenn die Beschwerde rechtswirksam zurlickgezogen wurde (VWGH 29.04.2015, ZI. Fr.
2014/20/0047).

Die beschwerdefihrende Partei hat mit dem am 13.1.2017 beim Bundesverwaltungsgericht eingelangten Schriftsatz
die Beschwerde zurlickgezogen.

GemalR 8 7 Abs. 2 VwGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zulassig, wenn die Partei nach der Zustellung oder
Verkundung des Bescheides ausdricklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Fir einen Rechtsmittelverzicht bestehen
grundsatzlich keine besonderen Formerfordernisse, daher ist auch die Zurlckziehung der Beschwerde einem
Beschwerdeverzicht gleichzuhalten. Eine solche Zurilckziehung ist in jeder Lage des Verfahrens ab Einbringung der
Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung moglich (8 17 iVvm. 8 13 Abs. 7 AVG). Mit der Zurlckziehung ist das
Rechtsschutzinteresse der beschwerdefiihrenden Partei weggefallen, womit einer Sachentscheidung die Grundlage
entzogen ist, sodass die Einstellung des betreffenden Verfahrens - in dem von der Zurtckziehung betroffenen Umfang
- auszusprechen ist (siehe Gotzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte [2015], Rz
20 zu 8§ 7 VwWGVG; Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte [2013], K 5 ff. zu8 7
VwGVG).Gemal Paragraph 7, Absatz 2, VWGVG ist eine Beschwerde nicht mehr zuldssig, wenn die Partei nach der

Zustellung oder Verkindung des Bescheides ausdricklich auf die Beschwerde verzichtet hat. Fir einen
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Rechtsmittelverzicht bestehen grundsatzlich keine besonderen Formerfordernisse, daher ist auch die Zurtickziehung
der Beschwerde einem Beschwerdeverzicht gleichzuhalten. Eine solche Zurtickziehung ist in jeder Lage des Verfahrens
ab Einbringung der Beschwerde bis zur Erlassung der Entscheidung mdglich (Paragraph 17, in Verbindung mit
Paragraph 13, Absatz 7, AVG). Mit der Zurtickziehung ist das Rechtsschutzinteresse der beschwerdefihrenden Partei
weggefallen, womit einer Sachentscheidung die Grundlage entzogen ist, sodass die Einstellung des betreffenden
Verfahrens - in dem von der Zurickziehung betroffenen Umfang - auszusprechen ist (siehe
Gotzl/Gruber/Reisner/Winkler, Das neue Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte [2015], Rz 20 zu Paragraph 7,
VWGVG; Eder/Martschin/Schmid, Das Verfahrensrecht der Verwaltungsgerichte [2013], K 5 ff. zu Paragraph 7, VWGVG).

Da im gegenstandlichen Fall eine ausdruckliche und unmissverstandliche Erklarung der beschwerdefiihrenden Partei
frei von Willensmangeln vorliegt, war das Beschwerdeverfahren spruchgemal gemalR§ 28 Abs. 1 VwGVG
einzustellen.Da im gegenstandlichen Fall eine ausdrickliche wund unmissverstandliche Erklarung der
beschwerdeflihrenden Partei frei von Willensméangeln vorliegt, war das Beschwerdeverfahren spruchgemal gemaf
Paragraph 28, Absatz eins, VWGVG einzustellen.

Ill. Rechtliche Beurteilung:romisch drei. Rechtliche Beurteilung:

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, BVWGG entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. |
2013/33 idFBGBI. | 2013/122, geregelt (8 1 leg.cit.). GemaR& 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in
Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBI.
rémisch eins 2013/33 in der Fassung BGBI. romisch eins 2013/122, geregelt (Paragraph eins, leg.cit.). Gemal3 Paragraph
58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.Gemald Paragraph 28,
Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die Beschwerde
nicht zurtckzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. Gemal3 Paragraph 31, Absatz eins, VwWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

Gemald 8 29 Abs. 1 zweiter Satz VwWGVG sind die Erkenntnisse zu begrindenGemal3 Paragraph 29, Absatz eins, zweiter
Satz VWGVG sind die Erkenntnisse zu begriinden.
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Zu Spruchpunkt A):

Da das gegenstandliche Beschwerdeverfahren mit dem Einlangen der Zurickziehung der Beschwerde im Umfang der
davon umfassten Spruchpunkte rechtskraftig entschieden ist, war das Beschwerdeverfahren insoweit einzustellen.

Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemall 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemalR3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzlichen Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen
Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.Die
Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzlichen Bedeutung zukommt. Weder
weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch
fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen
Beschwerde vorgebracht worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeflihrte Judikatur des VWGH ist zwar zu friheren Rechtslagen ergangen, sie
ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist véllig gleichlautenden Bestimmungen der
nunmehr geltenden Rechtslage unverandert Gbertragbar.
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